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Vorstellung 61 Vorstellung 61 

§ 11 

 Grenzstreitigkeiten 
… 

(2) Zur Aufrechterhaltung einer geordneten 
Verwaltung im strittigen Gebiet hat die 
Landesregierung durch Verordnung ein Organ jener 
an der Grenzstreitigkeit beteiligten Gemeinde, die 
schon bisher das strittige Gebiet verwaltet hat, mit der 
vorläufigen Verwaltung bis zur rechtskräftigen 
Erledigung nach Abs. 1 zu betrauen. 
 

§ 11 

 Grenzstreitigkeiten 
… 

(2) Zur Aufrechterhaltung einer geordneten 
Verwaltung im strittigen Gebiet hat die 
Landesregierung durch Verordnung ein Organ jener 
an der Grenzstreitigkeit beteiligten Gemeinde, die 
schon bisher das strittige Gebiet verwaltet hat, mit der 
vorläufigen Verwaltung bis zum Abschluss des 
Streites nach Abs. 1 zu betrauen. 
 

§ 12 

 Gemeinsame Bestimmungen 

… 

(3) In den Fällen von Gebietsänderungen ist 
erforderlichenfalls zwischen den beteiligten 
Gemeinden ein Übereinkommen über die 
Auseinandersetzung des Gemeindeeigentums und den 
Übergang von sonstigen Rechten und Pflichten der 
berührten Gemeinden untereinander sowie über die 
Tragung der Kosten abzuschließen, welches der 
Genehmigung der Landesregierung bedarf. Kommt 
ein solches Übereinkommen nicht binnen Jahresfrist 
zustande, so hat die Landesregierung einen 
Vergleichsversuch zu unternehmen. Kommt auch 
hiebei ein solches Übereinkommen binnen einer Frist 
von sechs Monaten nicht zustande, so hat die 
Landesregierung durch Bescheid nach Maßgabe der 
hiebei auszugleichenden Interessen und 
Belastungsverschiebungen zu entscheiden. Der 
Bescheid bewirkt den Übergang, die Beschränkung 
und die Aufhebung von Rechten und Pflichten. Um 
die Berichtigung des Grundbuches, des Wasserbuches 
und anderer öffentlicher Bücher kann die zuständige 
Behörde auch von der Landesregierung ersucht 
werden. Übereinkommen oder Bescheide im Sinne 
dieses Absatzes sind durch zwei Wochen ortsüblich 
kundzumachen. 

 

§ 12 

 Gemeinsame Bestimmungen 

… 

(3) In den Fällen von Gebietsänderungen ist 
erforderlichenfalls zwischen den beteiligten 
Gemeinden ein Übereinkommen über die 
Auseinandersetzung des Gemeindeeigentums und den 
Übergang von sonstigen Rechten und Pflichten der 
berührten Gemeinden untereinander sowie über die 
Tragung der Kosten abzuschließen, welches der 
Genehmigung der Landesregierung bedarf. Kommt 
ein solches Übereinkommen nicht binnen Jahresfrist 
zustande, so hat die Landesregierung einen 
Vergleichsversuch zu unternehmen. Kommt auch 
hiebei ein solches Übereinkommen binnen einer Frist 
von sechs Monaten nicht zustande, so hat die 
Landesregierung durch Bescheid nach Maßgabe der 
hiebei auszugleichenden Interessen und 
Belastungsverschiebungen zu entscheiden. Die 
verfahrensabschließende Erledigung bewirkt den 
Übergang, die Beschränkung und die Aufhebung von 
Rechten und Pflichten. Um die Berichtigung des 
Grundbuches, des Wasserbuches und anderer 
öffentlicher Bücher kann die zuständige Behörde auch 
von der Landesregierung ersucht werden. 
Übereinkommen oder Bescheide im Sinne dieses 
Absatzes sind durch zwei Wochen ortsüblich 
kundzumachen. 

 

§ 27 

 Verhinderung und Vertretung des Bürgermeisters 

… 

(2) Wenn der Bürgermeister und der (die) 
Vizebürgermeister verhindert sind, wird der 
Bürgermeister durch den durch Verordnung von ihm 
bestimmten oder in Ermangelung einer solchen 
Bestimmung durch den vom Gemeindevorstand 
(Stadtrat) berufenen geschäftsführenden Gemeinderat 

§ 27 

 Verhinderung und Vertretung des Bürgermeisters 

… 

(2) Wenn der Bürgermeister und der (die) 
Vizebürgermeister verhindert sind, wird der 
Bürgermeister durch den durch Verordnung von ihm 
bestimmten oder in Ermangelung einer solchen 
Bestimmung durch den vom Gemeindevorstand 
(Stadtrat) berufenen geschäftsführenden Gemeinderat 
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(Stadtrat) vertreten. In diesem Fall wird der 
Gemeindevorstand von seinem an Jahren ältesten 
Mitglied einberufen, der die Verordnung des 
Gemeindevorstandes kundzumachen hat. 

 

(Stadtrat) vertreten. In diesem Fall wird der 
Gemeindevorstand von seinem an Lebensjahren 
ältesten Mitglied einberufen, der die Verordnung des 
Gemeindevorstandes kundzumachen hat. 

 

§ 32 

 Eigener Wirkungsbereich 
… 

(3) Die Angelegenheiten des eigenen 
Wirkungsbereiches besorgt die Gemeinde im Rahmen 
der Gesetze und Verordnungen des Bundes und des 
Landes in eigener Verantwortung, frei von Weisungen 
und – vorbehaltlich der Vorstellung nach § 61 sowie 
der Angelegenheiten der Bodenreform (Art. 12 Abs. 2 
Bundes-Verfassungsgesetz) unter Ausschluß eines 
Rechtsmittels an ein Verwaltungsorgan außerhalb der 
Gemeinde. 
 

§ 32 

 Eigener Wirkungsbereich 
… 
(3) Die Gemeinde hat die Angelegenheiten des 
eigenen Wirkungsbereiches im Rahmen der Gesetze 
und Verordnungen des Bundes und des Landes in 
eigener Verantwortung frei von Weisungen und unter 
Ausschluss eines Rechtsmittels an Verwaltungsorgane 
außerhalb der Gemeinde zu besorgen. 

§ 36 

 Gemeindevorstand (Stadtrat) 
… 

(2) Dem Gemeindevorstand sind insbesondere 
vorbehalten: 
 
 6. Anträge, Beschwerden und Klagen an den 

Verfassungsgerichtshof oder an den 
Verwaltungsgerichtshof; 

 

§ 36 

 Gemeindevorstand (Stadtrat) 
… 

(2) Dem Gemeindevorstand sind insbesondere 
vorbehalten: 
 
 6. Anträge, ausgenommen jene nach § 110 Abs. 

3, Beschwerden und Klagen an den 
Verfassungsgerichtshof oder an den 
Verwaltungsgerichtshof; 

 

§ 45 

 Einberufung und Vorsitz 
… 

(3) Die Gemeinderatssitzung ist wie folgt 
einzuberufen: 
 

     *  schriftlich unter Bekanntgabe der Gegenstände 
der Tagesordnung 
 

     *  mit einer nachweislichen Zustellung an alle 

        Mitglieder des Gemeinderates 
 

     *  spätestens am fünften Tag vor dem Tag der 
Gemeinderatssitzung. Fällt dieser Tag auf einen 
Samstag, Sonn- oder Feiertag, so verlängert sich diese 
Frist auf den vorhergehenden Werktag. 
 

Die Einberufung kann auch in jeder anderen technisch 
möglichen Weise übermittelt werden, wenn das 
Mitglied des Gemeinderates dieser Übertragungsart 
zugestimmt hat. In diesem Fall genügt eine 
Sendebestätigung als nachweisliche Zustellung. Auf 
die Zustellung bzw. Übermittlung der Einberufung 
finden – sofern in diesem Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist – die Bestimmungen des Zustellgesetzes, 
BGBl. Nr. 200/1982 in der Fassung BGBl. I Nr. 
5/2008, Anwendung, wobei eine Zustellung zu 
eigenen Handen nicht erforderlich ist. Eine Verletzung 
von Form und Frist gilt als geheilt, wenn dieses 
Mitglied zur Sitzung erscheint. 

§ 45 

 Einberufung und Vorsitz 
… 

(3) Die Gemeinderatssitzung ist wie folgt 
einzuberufen: 
 

     *  schriftlich unter Bekanntgabe der Gegenstände 
der Tagesordnung 
 

     *  mit einer nachweislichen Zustellung an alle 

        Mitglieder des Gemeinderates 
 

     *  spätestens am fünften Tag vor dem Tag der 
Gemeinderatssitzung. Fällt dieser Tag auf einen 
Samstag, Sonn- oder Feiertag, so verlängert sich diese 
Frist auf den vorhergehenden Werktag. 
 

Die Einberufung kann auch in jeder anderen technisch 
möglichen Weise übermittelt werden, wenn das 
Mitglied des Gemeinderates dieser Übertragungsart 
zugestimmt hat. In diesem Fall genügt eine 
Sendebestätigung als nachweisliche Zustellung. Auf 
die Zustellung bzw. Übermittlung der Einberufung 
finden – sofern in diesem Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist – die Bestimmungen des Zustellgesetzes, 
BGBl. Nr. 200/1982 in der Fassung BGBl. I Nr. 
33/2013, Anwendung, wobei eine Zustellung zu 
eigenen Handen nicht erforderlich ist. Eine Verletzung 
von Form und Frist gilt als geheilt, wenn dieses 
Mitglied zur Sitzung erscheint. 
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(4) Mitglieder des Gemeinderates, die dem 
Bürgermeister ihre nicht nur vorübergehende 
Abwesenheit von der bekanntgegebenen Abgabestelle 
mitgeteilt haben, brauchen auf die Dauer der 
Abwesenheit von der bekanntgegebenen Abgabestelle 
nicht zu einer Gemeinderatssitzung einberufen 
werden. Mitgliedern des Gemeinderates, die ihre nicht 
nur vorübergehende Abwesenheit von der 
bekanntgegebenen Abgabestelle nicht mitgeteilt 
haben, kann die Einberufung zur Gemeinderatssitzung 
entgegen § 17 des Zustellgesetzes, BGBl. Nr. 
200/1982 i.d.F. BGBl. I Nr. 158/1998, durch 
Hinterlegung zugestellt werden. 

 

(4) Mitglieder des Gemeinderates, die dem 
Bürgermeister ihre nicht nur vorübergehende 
Abwesenheit von der bekanntgegebenen Abgabestelle 
mitgeteilt haben, brauchen auf die Dauer der 
Abwesenheit von der bekanntgegebenen Abgabestelle 
nicht zu einer Gemeinderatssitzung einberufen 
werden. Mitgliedern des Gemeinderates, die ihre nicht 
nur vorübergehende Abwesenheit von der 
bekanntgegebenen Abgabestelle nicht mitgeteilt 
haben, kann die Einberufung zur Gemeinderatssitzung 
entgegen § 17 des Zustellgesetzes, BGBl. Nr. 
200/1982 i.d.F. BGBl. I Nr. 33/2013, durch 
Hinterlegung zugestellt werden. 

§ 46 

 Tagesordnung 
… 

(4) Die Tagesordnung für eine Gemeinderatssitzung 
ist spätestens am fünften Tag vor dem Tag der 
Gemeinderatssitzung an der Amtstafel der Gemeinde 
anzuschlagen. Fällt dieser Tag auf einen Samstag, 
Sonn- oder Feiertag, so verlängert sich diese Frist auf 
den vorhergehenden Werktag. 
 

§ 46 

 Tagesordnung 
… 

(4) Die Tagesordnung für den öffentlichen Teil einer 
Gemeinderatssitzung ist spätestens am fünften Tag vor 
dem Tag der Gemeinderatssitzung an der Amtstafel 
der Gemeinde anzuschlagen und darf im Internet 
veröffentlicht werden. Fällt dieser Tag auf einen 
Samstag, Sonn- oder Feiertag, so verlängert sich diese 
Frist auf den vorhergehenden Werktag. 
 

§ 53 

 Sitzungsprotokoll 
… 

(6) Die Einsichtnahme in das genehmigte 
Sitzungsprotokoll öffentlicher Gemeinderatssitzungen 
sowie die Herstellung von Abschriften ist während der 
Parteienverkehrszeiten im Gemeindeamt jedermann 
erlaubt. Nach Maßgabe der vorhandenen technischen 
Möglichkeiten müssen auch Kopien auf Kosten des 
Verlangenden hergestellt oder das Sitzungsprotokoll 
in jeder anderen technisch möglichen Weise auf 
Kosten des Verlangenden zur Verfügung gestellt 
werden. 
 

§ 53 

 Sitzungsprotokoll 
… 

(6) Die Einsichtnahme in das genehmigte 
Sitzungsprotokoll öffentlicher Gemeinderatssitzungen 
sowie die Herstellung von Abschriften ist während der 
Parteienverkehrszeiten im Gemeindeamt jedermann 
erlaubt. Nach Maßgabe der vorhandenen technischen 
Möglichkeiten müssen auch Kopien auf Kosten des 
Verlangenden hergestellt oder das Sitzungsprotokoll 
in jeder anderen technisch möglichen Weise auf 
Kosten des Verlangenden zur Verfügung gestellt 
werden. Das genehmigte Sitzungsprotokoll 
öffentlicher Gemeinderatssitzungen darf im Internet 
veröffentlicht werden. 
 

§ 57 

 Besondere Bestimmungen für die 
Gemeinderatsausschüsse 

… 

(3) Der Bürgermeister und die Mitglieder des 
Gemeindevorstandes (Stadtrates) haben bei den 
Sitzungen jener Gemeinderatsausschüsse, deren 
Mitglieder sie nicht sind, beratende Stimme. Dem 
Bürgermeister kommt überdies das Recht auf 
Antragstellung zu. Jede im Gemeinderat vertretene 
Wahlpartei hat das Recht, eines ihrer 
Gemeinderatsmitglieder in einen Ausschuß als 
Zuhörer zu entsenden. Die Bestimmungen dieses 
Absatzes gelten nicht für den Prüfungsausschuß. 

 

§ 57 

 Besondere Bestimmungen für die 
Gemeinderatsausschüsse 

… 

(3) Der Bürgermeister und die Mitglieder des 
Gemeindevorstandes (Stadtrates) haben bei den 
Sitzungen jener Gemeinderatsausschüsse, deren 
Mitglieder sie nicht sind, beratende Stimme. Dem 
Bürgermeister kommt überdies das Recht auf 
Antragstellung zu. Jede im Gemeinderat vertretene 
Wahlpartei hat das Recht, eines ihrer 
Gemeinderatsmitglieder in einen Ausschuß als 
Zuhörer zu entsenden. Die Tagesordnung ist auch den 
Wahlparteien zuzustellen. Die Bestimmungen dieses 
Absatzes gelten nicht für den Prüfungsausschuß. 

 

§ 59 § 59
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 Verordnungen der Gemeinde 

(1) Verordnungen der Gemeinde bedürfen zu ihrer 
Rechtswirksamkeit der öffentlichen Kundmachung. 
Aus der Verordnung muß erkennbar sein, von 
welchem Organ der Gemeinde sie erlassen wurde. Die 
Kundmachung ist vom Bürgermeister, wenn es sich 
um eine Verordnung des Gemeinderates handelt, 
binnen zwei Wochen nach Beschlußfassung, durch 
Anschlag an der Amtstafel durchzuführen. Die 
Kundmachungsfrist beträgt zwei Wochen. 
Verordnungen, die einer Genehmigung durch die 
Aufsichtsbehörde bedürfen, können erst nach 
Erlassung des Genehmigungsbescheides kundgemacht 
werden. Die Verordnungen treten, soferne nicht 
anderes bestimmt wird, mit dem auf den Ablauf der 
Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. 

 

 Verordnungen der Gemeinde 

(1) Verordnungen der Gemeinde bedürfen zu ihrer 
Rechtswirksamkeit der öffentlichen Kundmachung. 
Aus der Verordnung muß erkennbar sein, von 
welchem Organ der Gemeinde sie erlassen wurde. Die 
Kundmachung ist vom Bürgermeister, wenn es sich 
um eine Verordnung des Gemeinderates handelt, 
binnen zwei Wochen nach Beschlußfassung, durch 
Anschlag an der Amtstafel durchzuführen. Die 
Kundmachungsfrist beträgt zwei Wochen. 
Verordnungen, die einer Genehmigung durch die 
Aufsichtsbehörde bedürfen, können erst nach 
Genehmigung kundgemacht werden. Die 
Verordnungen treten, soferne nicht anderes bestimmt 
wird, mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist 
folgenden Tag in Kraft. 

 

§ 60 

 Instanzenzug 
… 

(3) In den Angelegenheiten des vom Land 
übertragenen Wirkungsbereiches steht der Partei das 
Recht der Berufung an die Landesregierung zu, falls 
die Verwaltungsvorschriften keine besonderen 
Bestimmungen über das Recht zur Einbringung eines 
Rechtsmittels und den Instanzenzug enthalten. 
 

§ 60 

 Instanzenzug 
… 

(3) In den Angelegenheiten des vom Land 
übertragenen Wirkungsbereiches steht der Partei das 
Recht der Berufung an die Landesregierung zu, falls 
die Verwaltungsvorschriften keine besonderen 
Bestimmungen über das Recht zur Einbringung eines 
Rechtsmittels und den Instanzenzug enthalten. 
 

§ 61 

 Vorstellung 

(1) Wer durch den Bescheid eines Gemeindeorganes 
in den Angelegenheiten des eigenen 
Wirkungsbereiches der Gemeinde in seinen Rechten 
verletzt zu sein behauptet, kann nach Erschöpfung des 
Instanzenzuges innerhalb von zwei Wochen, von der 
Zustellung des Bescheides an gerechnet, dagegen eine 
mit einem begründeten Antrag versehene Vorstellung 
bei der Aufsichtsbehörde erheben. Ein 
letztinstanzlicher Bescheid eines Gemeindeorganes 
hat den Hinweis zu enthalten, daß gegen den Bescheid 
innerhalb von zwei Wochen ab Zustellung eine mit 
einem begründeten Antrag versehene Vorstellung bei 
der Aufsichtsbehörde erhoben werden kann. Der 
Hinweis muß sich auch auf das Erfordernis der 
Schriftlichkeit und die zulässigen Einbringungsstellen 
erstrecken. 
 

§ 61 

 Vorstellung 

(1) Wer durch den Bescheid eines Gemeindeorganes 
in den Angelegenheiten des eigenen 
Wirkungsbereiches der Gemeinde in seinen Rechten 
verletzt zu sein behauptet, kann nach Erschöpfung des 
Instanzenzuges innerhalb von zwei Wochen, von der 
Zustellung des Bescheides an gerechnet, dagegen eine 
mit einem begründeten Antrag versehene Vorstellung 
bei der Aufsichtsbehörde erheben. Ein 
letztinstanzlicher Bescheid eines Gemeindeorganes 
hat den Hinweis zu enthalten, daß gegen den Bescheid 
innerhalb von zwei Wochen ab Zustellung eine mit 
einem begründeten Antrag versehene Vorstellung bei 
der Aufsichtsbehörde erhoben werden kann. Der 
Hinweis muß sich auch auf das Erfordernis der 
Schriftlichkeit und die zulässigen Einbringungsstellen 
erstrecken. 
 

§ 62 

 Vollstreckung 

(1) Fällige Gemeindeabgaben sowie sonstige diesen 
gleichzuhaltende Geldleistungen auf Grund von 
Abgabenbescheiden der Gemeindeorgane hat der 
Bürgermeister nach den für die Einhebung, 
Einbringung und Sicherung der für öffentliche 
Abgaben des Landes und der Gemeinde geltenden 
Vorschriften einzubringen. 
 

(2) Um die Vollstreckung nach den Bestimmungen 
des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes von anderen 
Geld- oder Sachleistungen, Duldungen oder 

§ 62 

 Vollstreckung 

(1) Fällige Gemeindeabgaben sowie sonstige diesen 
gleichzuhaltende Geldleistungen auf Grund von 
Entscheidungen der Abgabenbehörden hat der 
Bürgermeister nach den für die Einhebung, 
Einbringung und Sicherung der für öffentliche 
Abgaben des Landes und der Gemeinde geltenden 
Vorschriften einzubringen. 
 

(2) Um die Vollstreckung nach den Bestimmungen 
des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes von anderen 
Geld- oder Sachleistungen, Duldungen oder 
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Unterlassungen auf Grund von Bescheiden der 
Gemeindeorgane hat der Bürgermeister die 
Bezirksverwaltungsbehörde zu ersuchen. 

 

Unterlassungen auf Grund von Entscheidungen der 
Behörden hat der Bürgermeister die 
Bezirksverwaltungsbehörde zu ersuchen. 

 

§ 64 

 Ausschreibung der Volksbefragung 

(1) Der Bürgermeister hat die Volksbefragung binnen 
vier Wochen nach ihrer Anordnung (§ 63) 
auszuschreiben. 
… 

(3) Die Ausschreibung und der Tag der 
Volksbefragung sowie der Wortlaut der Frage oder, 
wenn über zwei oder mehrere Varianten entschieden 
werden soll, der Wortlaut der Fragen sind öffentlich 
kundzumachen und ortsüblich zu verlautbaren. 
 

§ 64 

 Ausschreibung der Volksbefragung 

(1) Der Bürgermeister hat die Volksbefragung binnen 
vier Wochen nach ihrer Anordnung (§ 63) 
auszuschreiben. Als Stichtag gilt der Tag der 
Anordnung der Volksbefragung. 
… 

(3) Die Ausschreibung, der Stichtag und der Tag der 
Volksbefragung sowie der Wortlaut der Frage oder, 
wenn über zwei oder mehrere Varianten entschieden 
werden soll, der Wortlaut der Fragen sind öffentlich 
kundzumachen und ortsüblich zu verlautbaren. 
 

§ 72 

 Mittelfristiger Finanzplan, Voranschlag, 

Haftungsobergrenze und Risikovorsorge für 
Haftungen 

(1) Der Gemeinderat hat einen mittelfristigen 
Finanzplan für einen Zeitraum von vier 
Haushaltsjahren aufzustellen. Bei der 
Beschlußfassung über den Voranschlag hat sich die 
Gemeinde an den Vorgaben des mittelfristigen 
Finanzplanes zu orientieren. Das erste Haushaltsjahr 
des mittelfristigen Finanzplanes fällt mit dem ersten 
Haushaltsjahr zusammen, für das jeweils der 
Voranschlag erstellt wird. 

 

§ 72 

 Mittelfristiger Finanzplan, Voranschlag, 

Haftungsobergrenze und Risikovorsorge für 
Haftungen 

(1) Der Gemeinderat hat einen mittelfristigen 
Finanzplan für einen Zeitraum von fünf 
Haushaltsjahren aufzustellen. Bei der 
Beschlußfassung über den Voranschlag hat sich die 
Gemeinde an den Vorgaben des mittelfristigen 
Finanzplanes zu orientieren. Das erste Haushaltsjahr 
des mittelfristigen Finanzplanes fällt mit dem ersten 
Haushaltsjahr zusammen, für das jeweils der 
Voranschlag erstellt wird. 
 

§ 73 

 Beschluß des Voranschlages 

(1) Der Bürgermeister hat jährlich spätestens sechs 
Wochen vor Beginn des Haushaltsjahres den Entwurf 
des Voranschlages einschließlich des 
Dienstpostenplans zu erstellen und durch zwei 
Wochen zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Die 
Auflage ist ortsüblich kundzumachen. Innerhalb der 
Auflagefrist kann jedes Gemeindemitglied schriftlich 
Stellungnahmen beim Gemeindeamt einbringen. 
Spätestens bei Beginn der Auflagefrist hat der 
Bürgermeister jeder im Gemeinderat vertretenen 
Wahlpartei eine Ausfertigung des 
Voranschlagentwurfs einschließlich des 
Dienstpostenplans auszufolgen. 
 

(2) Der Entwurf des Voranschlages einschließlich des 
Dienstpostenplans ist sodann mindestens zwei 
Wochen vor Beginn des Haushaltsjahres vom 
Bürgermeister dem Gemeinderat vorzulegen und von 
diesem nach Prüfung der Stellungnahmen zu 
beschließen. 
 

(3) Der mittelfristige Finanzplan ist gemeinsam mit 
dem Voranschlag einschließlich des 
Dienstpostenplans dem Gemeinderat vorzulegen und 
von ihm zu beschließen. 
 

§ 73 

 Beschluß des Voranschlages 

(1) Der Bürgermeister hat jährlich spätestens sechs 
Wochen vor Beginn des Haushaltsjahres den Entwurf 
des Voranschlages einschließlich des 
Dienstpostenplans zu erstellen und durch zwei 
Wochen zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Die 
Auflage ist ortsüblich kundzumachen. Innerhalb der 
Auflagefrist kann jedes Gemeindemitglied schriftlich 
Stellungnahmen beim Gemeindeamt einbringen. 
Spätestens bei Beginn der Auflagefrist hat der 
Bürgermeister jeder im Gemeinderat vertretenen 
Wahlpartei eine Ausfertigung des 
Voranschlagentwurfs einschließlich des 
Dienstpostenplans auszufolgen. 
 

(2) Der Entwurf des Voranschlages einschließlich des 
Dienstpostenplans ist sodann mindestens zwei 
Wochen vor Beginn des Haushaltsjahres vom 
Bürgermeister dem Gemeinderat vorzulegen und von 
diesem nach Prüfung der Stellungnahmen zu 
beschließen. 
 

(3) Der mittelfristige Finanzplan ist gemeinsam mit 
dem Voranschlag einschließlich des 
Dienstpostenplans dem Gemeinderat vorzulegen und 
von ihm zu beschließen. 
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(4) Der vom Gemeinderat beschlossene Voranschlag 
einschließlich des Dienstpostenplans ist unverzüglich 
der Aufsichtsbehörde zur Kenntnis zu bringen. 
 

(4) Der vom Gemeinderat beschlossene Voranschlag 
einschließlich des Dienstpostenplans ist unverzüglich 
der Aufsichtsbehörde zur Kenntnis zu bringen. 

 

(5) Der Voranschlag inklusive aller Beilagen ist 
zeitnah an die Beschlußfassung in einer Form im 
Internet zur Verfügung zu stellen, die eine weitere 
Verwendung ermöglicht. Zusätzlich ist eine 
Veröffentlichung im Internet in einem Format, das 
keine Veränderung der Daten ermöglicht, zulässig. 
 

§ 76 

 Durchführung des Voranschlages 
… 

(4) Bei Überweisungen, Behebungen von Sparbüchern 
und Zahlungen mittels Scheck ist eine 
Doppelzeichnung vorzusehen. Zeichnungsberechtigt 
sind der Bürgermeister, der Vizebürgermeister, der 
Kassenverwalter, der erforderlichenfalls zu 
bestellende Stellvertreter und weitere vom 
Bürgermeister schriftlich bestimmte Personen. 
 

§ 76 

 Durchführung des Voranschlages 
… 

(4) Bei Überweisungen und Behebungen von 
Sparbüchern und Zahlungen mittels Scheck ist eine 
Doppelzeichnung vorzusehen. Zeichnungsberechtigt 
sind der Bürgermeister, der Vizebürgermeister, der 
Kassenverwalter, der erforderlichenfalls zu 
bestellende Stellvertreter und weitere vom 
Bürgermeister schriftlich bestimmte Personen. 
 

§ 84 

 Beschluß des Rechnungsabschlusses 

Der Gemeinderat hat den Rechnungsabschluß so 
zeitgerecht zu beschließen, daß dieser samt den 
Beilagen und den Ergebnissen der Prüfung gemäß § 
68a Abs. 3 spätestens vier Monate nach Ablauf des 
Haushaltsjahres der Aufsichtsbehörde zur Kenntnis 
gebracht werden kann. 
 

§ 84 

 Beschluß des Rechnungsabschlusses 

Der Gemeinderat hat den Rechnungsabschluß so 
zeitgerecht zu beschließen, daß dieser samt den 
Beilagen und den Ergebnissen der Prüfung gemäß § 
68a Abs. 3 spätestens vier Monate nach Ablauf des 
Haushaltsjahres der Aufsichtsbehörde zur Kenntnis 
gebracht werden kann. Der Rechnungsabschluß 
inklusive aller Beilagen ist außerdem zeitnah an die 
Beschlußfassung in einer Form im Internet zur 
Verfügung zu stellen, die eine weitere Verwendung 
ermöglicht. Zusätzlich ist eine Veröffentlichung im 
Internet in einem Format, das keine Veränderung der 
Daten ermöglicht, zulässig. 
 

§ 85 

 Ausübung des Aufsichtsrechtes 
… 

(4) Auf die Ausübung des Aufsichtsrechtes steht, 
außer in den Fällen des § 61, niemandem, in den 
Fällen des § 90 nur der Gemeinde, ein Rechtsanspruch 
zu. 
 

§ 85 

 Ausübung des Aufsichtsrechtes 
… 

(4) Auf die Ausübung des Aufsichtsrechtes steht, 
außer in den Fällen des § 61, niemandem, in den 
Fällen des § 90 nur der Gemeinde, ein Rechtsanspruch 
zu. 
 

§ 86 

 Aufsichtsbehörde 

(1) Aufsichtsbehörde erster Instanz ist, soferne die 
Gesetze nicht anderes bestimmen, die 
Bezirkshauptmannschaft, soweit es sich jedoch um 
Angelegenheiten der Vollziehung des III. 
Hauptstückes, um die Überprüfung der 
Gemeindegebarung (§ 89), um die 
Verordnungsüberprüfung (§ 88), um die 
Genehmigungspflicht (§ 90), um die Entscheidung 
über die Vorstellung (§ 61) und um die Auflösung des 
Gemeinderates (§ 94) handelt, die Landesregierung. 
 

§ 86 

 Aufsichtsbehörde 

(1) Aufsichtsbehörde erster Instanz ist, soferne die 
Gesetze nicht anderes bestimmen, die 
Bezirkshauptmannschaft, soweit es sich jedoch um 
Angelegenheiten der Vollziehung des III. 
Hauptstückes, um die Überprüfung der 
Gemeindegebarung (§ 89), um die 
Verordnungsüberprüfung (§ 88), um die 
Genehmigungspflicht (§ 90), um die Entscheidung 
über die Vorstellung (§ 61) und um die Auflösung des 
Gemeinderates (§ 94) handelt, die Landesregierung. 
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(2) In den Angelegenheiten, in denen die 
Landesregierung Aufsichtsbehörde erster Instanz ist, 
kann diese, ausgenommen die Fälle der §§ 61, 88, 90 
und 94, die Bezirkshauptmannschaft allgemein oder in 
einzelnen Fällen zur Ausübung des Aufsichtsrechtes 
im Namen der Landesregierung ermächtigen. 
 

(2) In den Angelegenheiten, in denen die 
Landesregierung Aufsichtsbehörde erster Instanz ist, 
kann diese, ausgenommen die Fälle der §§ 61, 88, 90 
und 94, die Bezirkshauptmannschaft allgemein oder in 
einzelnen Fällen zur Ausübung des Aufsichtsrechtes 
im Namen der Landesregierung ermächtigen. 
 

§ 90 

 Genehmigungspflicht 

… 

(3) Beschlüsse des Gemeinderates, durch die im Abs. 
1 aufgezählte Maßnahmen getroffen werden, werden 
erst mit der Genehmigung durch die Landesregierung 
rechtswirksam. Bis zu diesem Zeitpunkt entsteht für 
die Gemeinde keine Leistungspflicht. Die Gemeinde 
haftet auch nicht für einen Schaden, der nur deswegen 
eingetreten ist, weil die Landesregierung die 
Genehmigung versagt hat. 

 

§ 90 

 Genehmigungspflicht 

… 

(3) Beschlüsse des Gemeinderates, durch die im Abs. 
1 aufgezählte Maßnahmen getroffen werden, werden 
erst mit der Genehmigung durch die Landesregierung 
rechtswirksam. Bis zu diesem Zeitpunkt entsteht für 
die Gemeinde keine Leistungspflicht. Die Gemeinde 
haftet auch nicht für einen Schaden, der nur deswegen 
eingetreten ist, weil die Landesregierung die 
Genehmigung versagt hat. 

 

§ 93 

Prüfung der Gesetzmäßigkeit von Bescheiden 
… 

(3) Die Bestimmungen des § 61 werden nicht berührt. 
 

§ 93 

Prüfung der Gesetzmäßigkeit von Bescheiden 
… 

(3) Die Bestimmungen des § 61 werden nicht berührt. 
 

§ 94 

 Auflösung des Gemeinderates und 

 des Gemeindevorstandes 

… 

(7) Wird ein den Auflösungsbescheid aufhebendes 
Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes oder des 
Verwaltungsgerichtshofes vor dem Wahltag 
zugestellt, so hat die Landesregierung das 
Wahlverfahren ohne unnötigen Aufschub einzustellen. 
Erfolgt die Zustellung erst nach dem Wahltag, so geht 
mit dem Ablauf dieses Tages die Zuständigkeit zur 
Führung der Gemeindegeschäfte wieder auf die 
aufgelöst gewesenen Organe der Gemeinde über und 
endet die Funktionsperiode des neugewählten 
Gemeinderates. 

 

§ 94 

 Auflösung des Gemeinderates und 

 des Gemeindevorstandes 

… 

(7) Wird ein die Auflösungsentscheidung aufhebendes 
Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes oder des 
Verwaltungsgerichtshofes vor dem Wahltag 
zugestellt, so hat die Behörde das Wahlverfahren ohne 
unnötigen Aufschub einzustellen. Erfolgt die 
Zustellung erst nach dem Wahltag, so geht mit dem 
Ablauf dieses Tages die Zuständigkeit zur Führung 
der Gemeindegeschäfte wieder auf die aufgelöst 
gewesenen Organe der Gemeinde über und endet die 
Funktionsperiode des neugewählten Gemeinderates. 

 

§ 95 

 Parteistellung 

Alle in Handhabung des Aufsichtsrechtes des Landes 
ergehenden Maßnahmen, mit Ausnahme solcher 
gegen kundgemachte Verordnungen, sind durch 
Bescheide zu treffen. Im aufsichtsbehördlichen 
Verfahren sowie im Verfahren nach § 61 hat die 
Gemeinde Parteistellung; sie ist berechtigt, gegen die 
Aufsichtsbehörde vor dem Verwaltungsgerichtshof 
(Artikel 131 und 132 des B-VG) und vor dem 
Verfassungsgerichtshof (Artikel 144 des B-VG) 
Beschwerde zu führen. 
 

§ 95 

 Parteistellung 

Alle in Handhabung des Aufsichtsrechtes des Landes 
ergehenden Maßnahmen, mit Ausnahme solcher gegen 
kundgemachte Verordnungen, sind durch Bescheide 
zu treffen. Die Gemeinde ist Partei des 
aufsichtsbehördlichen Verfahrens und hat das Recht, 
Beschwerde beim Verwaltungsgericht (Art. 130 bis 
132 B-VG) zu erheben. Sie ist Partei des Verfahrens 
vor dem Verwaltungsgericht und hat das Recht, 
Revision beim Verwaltungsgerichtshof (Art. 133 B-
VG) und Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof 
(Art. 144 B-VG) zu erheben. 

§ 99 

 Wahl des Bürgermeisters 

§ 99 

 Wahl des Bürgermeisters 
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(1) Die Wahl des Bürgermeisters findet vor allen 
anderen Wahlen statt. Wählbar zum Bürgermeister 
sind nur Mitglieder des Gemeinderates. Von der 
Wählbarkeit sind Personen ausgeschlossen, die nach 
den landesgesetzlichen Bestimmungen oder gemäß § 
13 des Bundes-Gemeindeaufsichtsgesetzes, BGBl. Nr. 
123/1967, ihr Amt als Bürgermeister oder Mitglied 
des Gemeindevorstandes verloren haben, bis zur 
nächsten Neuwahl des Gemeinderates ab Rechtskraft 
des Bescheides, mit dem der Amtsverlust 
ausgesprochen wurde. 

 

(1) Die Wahl des Bürgermeisters findet vor allen 
anderen Wahlen statt. Wählbar zum Bürgermeister 
sind nur Mitglieder des Gemeinderates. Von der 
Wählbarkeit sind Personen ausgeschlossen, die nach 
den landesgesetzlichen Bestimmungen oder gemäß § 
13 des Bundes-Gemeindeaufsichtsgesetzes, BGBl. Nr. 
123/1967, ihr Amt als Bürgermeister oder Mitglied 
des Gemeindevorstandes verloren haben, bis zur 
nächsten Neuwahl des Gemeinderates ab Rechtskraft 
der Entscheidung, mit dem der Amtsverlust 
ausgesprochen wurde. 

 

§ 102 

 Wahlvorschläge 
… 

(2) Von der Wählbarkeit sind Personen 
ausgeschlossen, die nach den landesgesetzlichen 
Bestimmungen oder gemäß § 13 des Bundes-
Gemeindeaufsichtsgesetzes, BGBl. Nr. 123/1967, ihr 
Amt als Bürgermeister oder Mitglied des 
Gemeindevorstandes verloren haben, bis zur nächsten 
Neuwahl des Gemeinderates ab Rechtskraft des 
Bescheides, mit dem der Amtsverlust ausgesprochen 
wurde. 

 

§ 102 

Wahlvorschläge 
… 

(2) Von der Wählbarkeit sind Personen 
ausgeschlossen, die nach den landesgesetzlichen 
Bestimmungen oder gemäß § 13 des Bundes-
Gemeindeaufsichtsgesetzes, BGBl. Nr. 123/1967, ihr 
Amt als Bürgermeister oder Mitglied des 
Gemeindevorstandes verloren haben, bis zur nächsten 
Neuwahl des Gemeinderates ab Rechtskraft der 
Entscheidung, mit dem der Amtsverlust 
ausgesprochen wurde. 

 

§ 109 

 Anfechtungsverfahren 

(1) Die Anfechtungen müssen beim Gemeindeamt 
(Stadtamt) eingebracht werden. Sie haben keine 
aufschiebende Wirkung. Über die Anfechtung 
entscheidet zunächst die Bezirkswahlbehörde. Gegen 
deren Entscheidung kann innerhalb einer Woche ab 
Zustellung der Entscheidung Berufung an die Landes-
Hauptwahlbehörde eingebracht werden. Die Berufung 
muß bei der Bezirkswahlbehörde eingebracht werden. 
 

§ 109 

 Anfechtungsverfahren 

(1) Die Anfechtungen müssen beim Gemeindeamt 
(Stadtamt) eingebracht werden. Sie haben keine 
aufschiebende Wirkung. Über die Anfechtung 
entscheidet zunächst die Bezirkswahlbehörde. Gegen 
deren Entscheidung kann innerhalb einer Woche ab 
Zustellung der Entscheidung Berufung an die Landes-
Hauptwahlbehörde eingebracht werden. Die Berufung 
muß bei der Bezirkswahlbehörde eingebracht werden. 
 

§ 110 

 Mandatsverzicht und Mandatsverlust als 
Gemeinderat 

… 

(2) Ein Mitglied des Gemeinderates verliert sein 
Mandat, wenn 
 
a) es sich weigert, dieses auszuüben, 
 
b) ein Umstand eintritt oder bekannt wird, der 

ursprünglich dessen Wahl gehindert hätte, 
 
c) es sich weigert, das Gelöbnis in der 

vorgesehenen Weise oder überhaupt zu leisten. 
 

Als Weigerung gemäß lit.a gilt ein dreimaliges, 
aufeinanderfolgendes unentschuldigtes Fernbleiben 
von ordnungsgemäß einberufenen Sitzungen des 
Gemeinderates. Der Bürgermeister muß das bereits 
zweimal unentschuldigt ferngebliebene Mitglied des 
Gemeinderates bei der Einberufung zur dritten 
Gemeinderatssitzung schriftlich und nachweislich 
auffordern, seiner Teilnahmepflicht nachzukommen. 

§ 110 

 Mandatsverzicht und Mandatsverlust als 
Gemeinderat 

… 

(2) Gründe für einen Mandatsverlust sind:  

 

a) die Weigerung des Mitgliedes des Gemeinderates, 
das Mandat auszuüben;  

b) der Eintritt oder das Bekanntwerden eines 
Umstandes, der ursprünglich die Wahl des 
Mitgliedes des Gemeinderates gehindert hätte; 

c) die Weigerung, das Gelöbnis in der vorgesehenen 
Weise oder überhaupt zu leisten. 

 

Als Weigerung gemäß lit.a gilt ein dreimaliges, 
aufeinanderfolgendes unentschuldigtes Fernbleiben 
von ordnungsgemäß einberufenen Sitzungen des 
Gemeinderates. Der Bürgermeister muß das bereits 
zweimal unentschuldigt ferngebliebene Mitglied des 
Gemeinderates bei der Einberufung zur dritten 
Gemeinderatssitzung schriftlich und nachweislich 
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Wenn das Gemeinderatsmitglied unbekannten 
Aufenthaltes ist, wird die Aufforderung durch eine 
Kundmachung an der Amtstafel und in den Amtlichen 
Nachrichten der NÖ Landesregierung ersetzt. 
 

(3) Der Bürgermeister oder, falls dieser selbst 
betroffen ist, sein Stellvertreter muß den Eintritt eines 
im Abs. 2 lit.a bis c angeführten Grundes sofort der 
Bezirkshauptmannschaft bekanntgeben. Den 
Mandatsverlust stellt die Bezirkshauptmannschaft mit 
Bescheid fest. Dieser Bescheid muß außer dem 
betroffenen Mitglied des Gemeinderates auch der 
Gemeinde zugestellt werden. Das Rechtsmittel der 
Berufung gegen diesen Bescheid steht auch der 
Gemeinde zu. 
 

(4) Die Bestimmungen der Abs. 2 lit.b und 3 gelten 
sinngemäß auch für Ersatzmitglieder. 
 

auffordern, seiner Teilnahmepflicht nachzukommen. 
Wenn das Gemeinderatsmitglied unbekannten 
Aufenthaltes ist, wird die Aufforderung durch eine 
Kundmachung an der Amtstafel und in den Amtlichen 
Nachrichten der NÖ Landesregierung ersetzt. 

 

(3) Tritt einer der im Abs. 2 vorgesehenen Fälle ein, 
so hat der Bürgermeister dies dem Gemeinderat 
bekannt zu geben, der mit einfacher Mehrheit über 
den im Artikel 141 Abs.1 lit. c B-VG vorgesehenen 
Antrag beschließt. Wird ein solcher Beschluß vom 
Gemeinderat gefasst, so hat der Bürgermeister den 
Antrag namens des Gemeinderates beim 
Verfassungsgerichtshof einzubringen. 

 

(4) Die Bestimmungen der Abs. 2 lit.b und 3 gelten 
sinngemäß auch für Ersatzmitglieder. 

§ 114 

 Besetzung eines Gemeinderatsmandates 
… 

(6) Die Einberufung eines Ersatzmitgliedes kann von 
jedem Gemeinderatssowie Ersatzmitglied und von den 
zustellungsbevollmächtigten Vertretern der im 
Gemeinderat vertretenen Wahlparteien mit 
Anfechtung bei der Bezirkswahlbehörde angefochten 
werden. Die Anfechtungsfrist beträgt eine Woche ab 
Beginn der Kundmachung nach Abs. 5. Die Berufung 
gegen die Entscheidung der Bezirkswahlbehörde an 
die Landes-Hauptwahlbehörde ist zulässig und muß 
bei der Bezirkswahlbehörde eingebracht werden. 

 

§ 114 

 Besetzung eines Gemeinderatsmandates 
… 

(6) Die Einberufung eines Ersatzmitgliedes kann von 
jedem Gemeinderatssowie Ersatzmitglied und von den 
zustellungsbevollmächtigten Vertretern der im 
Gemeinderat vertretenen Wahlparteien mit 
Anfechtung bei der Bezirkswahlbehörde angefochten 
werden. Die Anfechtungsfrist beträgt eine Woche ab 
Beginn der Kundmachung nach Abs. 5. Die Berufung 
gegen die Entscheidung der Bezirkswahlbehörde an 
die Landes-Hauptwahlbehörde ist zulässig und muß 
bei der Bezirkswahlbehörde eingebracht werden. 

 

§ 115 

 Neuwahl des Bürgermeisters, des 
Vizebürgermeisters und 

 Ergänzungswahlen in den Gemeindevorstand 
(Stadtrat) 

 sowie der Ausschüsse 

… 

(3) Wenn das Amt eines Mitgliedes des 
Gemeindevorstandes oder Ausschußmitgliedes 
(Vorsitzender - Vorsitzenderstellvertreter) dauernd 
freigeworden ist, muß binnen zwei Wochen die 
Ergänzungswahl stattfinden. Ergänzungswahlen in die 
Gemeinderatsausschüsse müssen dann nicht innerhalb 
von zwei Wochen nach Freiwerden der 
Ausschußstelle durchgeführt werden, wenn die 
Funktionsfähigkeit des Ausschusses nicht 
beeinträchtigt ist. 
 

§ 115 

 Neuwahl des Bürgermeisters, des 
Vizebürgermeisters und 

 Ergänzungswahlen in den Gemeindevorstand 
(Stadtrat) 

 sowie der Ausschüsse 

… 

(3) Wenn das Amt eines Mitgliedes des 
Gemeindevorstandes oder Ausschußmitgliedes 
(Vorsitzender - Vorsitzenderstellvertreter) dauernd 
freigeworden ist, muß binnen zwei Wochen die 
Ergänzungswahl stattfinden. Ergänzungswahlen in die 
Gemeinderatsausschüsse müssen dann nicht innerhalb 
von zwei Wochen, spätestens aber in der nächsten 
Sitzung, nach Freiwerden der Ausschußstelle, 
durchgeführt werden, wenn die Funktionsfähigkeit des 
Ausschusses nicht beeinträchtigt ist.  

 


